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Statement zum 1. Thema: Arbeitsmigration

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich danke zunächst für die Einladung und die Möglichkeit, aus der Praxis der Anwendung der mit dem Zuwanderungsgesetz geschaffenen neuen Rechtslage zu berichten. 
Das Ausländerrecht ist mit der stetigen Zuwanderung in die Bundesrepublik Deutschland und der  zunehmenden Einbindung in das Gemeinschaftsrecht zu einem komplexen Rechtsgebiet geworden, das in die Lebensverhältnisse von gut 15 % der Wohnbevölkerung, wenn auch in unterschiedlicher Qualität und Reichweite, hineinwirkt.

Da der größte Teil der hier aufhältigen Ausländerinnen und Ausländer   seinen Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit  bestreitet oder dies jedenfalls anstrebt, sind die Regelungen, die das Zuwanderungsgesetz für diesen Bereich des Aufenthaltsrechts eingeführt hat, von besonderer praktischer Bedeutung.  
Wie bei vielen Gesetzen, die einen großen Bereich neu regeln, haben sich auch beim Zuwanderungsgesetz  viele Detailfragen ergeben, die bereits in seiner Entstehungsphase auch unter Beteiligung der Praxis diskutiert wurden.  Viele Fragen sind aber auch erst in der praktischen Anwendung zutage getreten.
In einem solchen Kurzbeitrag, wie er hier erwartet wird, kann die  ganze Bandbreite der noch offenen Fragen naturgemäß nicht dargestellt, geschweige denn hinreichend erörtert werden. Es muss deshalb eine Beschränkung auf einige wesentliche Aspekte erfolgen, der Mangel an Vollständigkeit hingenommen werden.  Bei der Erstellung  meines Beitrags habe ich mich vor allem von den Erfahrungen leiten lassen, die aus der Betreuung von etwa 270.000 Ausländerinnen und Ausländern durch die Ausländerbehörde eines Stadtstaates erwachsen sind.

Generell wird von den Anwendern positiv bewertet die Gliederung vor allem des Aufenthaltsgesetzes in allgemeine Erteilungsvoraussetzungen und Spezifikationen für bestimmte Aufenthaltszwecke.
Ebenso hat es sich als vorteilhaft erwiesen, dass jeder Aufenthaltstitel zwingend eine konkrete Aussage zur Erlaubnis der Erwerbstätigkeit enthalten muss. In erster Linie dient dies der Klarheit für die Inhaber der Titel, es erleichtert aber auch die Einschätzung der Möglichkeiten und Grenzen für Dritte, wie etwa potentielle Arbeitgeber oder Geschäftspartner. Auch bei Kontrollen im Rahmen der Bekämpfung von Schwarzarbeit und  illegaler Beschäftigung  ist eine Vereinfachung eingetreten.

Die mit vielen Aufenthaltstiteln schon von Gesetzes wegen verbundene  Erlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung oder insgesamt der Erwerbstätigkeit  macht einerseits die Rechtslage für die Betroffenen transparent und die Behördenentscheidung vorhersehbar. Andererseits begrenzt sie auch die Notwendigkeit für die Ausländerbehörden, zur Klärung noch die Beteiligung  der Arbeitsverwaltung einzuleiten.  Da gerade die von der gesetzlichen Erlaubnis erfassten Fallgestaltungen die absolute Mehrzahl ausmachen, würde eine Beteiligung der Arbeitsverwaltung ansonsten bei beiden Behörden die Kapazitäten völlig überfordern.  

Soweit mit dem Zuwanderungsgesetz die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedürfnisse durch differenzierte und bedarfsgerechte Steuerung der Zuwanderung berücksichtigt werden sollten, begrenzt allerdings diese gesetzliche Erlaubnis der Erwerbstätigkeit die Steuerungsmöglichkeiten insbesondere hinsichtlich des Zugangs zum Arbeitsmarkt. 
Sie können auch einen Missbrauch nicht ausschließen, denn der Anreiz und die Möglichkeit, die eigentlich beabsichtigte Aufnahme einer Beschäftigung aufenthaltsrechtlich dadurch zu erlangen, dass Motive vorgeschoben werden, die zur Erteilung eines solchen anderen die Erwerbstätigkeit gesetzlich erlaubenden Aufenthaltstitels führen, sind weiterhin gegeben. 

Die Steuerungsmöglichkeiten bestehen nach wie vor nur da, wo insbesondere die Einreise, aber auch der Wechsel des Aufenthaltszwecks  erklärtermaßen zur Aufnahme der Beschäftigung oder Ausbildung erfolgen soll und die Bundesagentur für Arbeit mit der  dort vorhandenen Sachkunde an der Entscheidung beteiligt ist und damit auch Einfluss auf die Aufenthaltsgewährung hat.
Hier kann übergeleitet werden zu einer Bewertung der Zusammenarbeit mit den Arbeitsagenturen. Die Erfahrungen in der Praxis sind aus Sicht der Ausländerbehörde durchweg sehr positiv.  Die schon vor dem Zuwanderungsgesetz bestehenden guten Verbindungen und seit Jahren gepflegten persönlichen Kontakte mit der Arbeitsagentur haben es bereits im Vorfeld und auch jetzt im laufenden Betrieb ermöglicht, Absprachen zu Verfahrensweisen und Kommunikation zu treffen, die sich als Zeit sparend und die Arbeit erleichternd beweisen.   Gemeinsame und gegenseitige Schulungsmaßnahmen haben dazu ebenfalls erheblich beigetragen. 
Aus der Praxis wird aber auch immer wieder der Wunsch vorgetragen, die Kommunikation zwischen Ausländerbehörden und Arbeitsverwaltung durch einen elektronischen Datenaustausch zu beschleunigen und sicherer zu machen. Vorzugsweise wird dabei an die Möglichkeit gedacht, aus vorhandenen Datensystemen mit der jeweils anderen Dienststelle zu kommunizieren. Die Einsparung von Postlaufzeiten, Vermeidung von Zuordnungsfehlern und Aufwand für Datenerfassung und –ergänzung käme dabei Verwaltung und Antragstellern gleichermaßen zugute. Soweit datenschutzrechtliche Bestimmungen sich hier hinderlich auswirken, richtet sich auch ein Appell an die Politik, die Rahmenbedingungen insoweit zu verbessern oder – wo notwendig - zu schaffen.  

Die technischen Möglichkeiten kann die Verwaltung gestalten. Aus Hamburger Sicht kann dabei auch die Bereitschaft bestätigt werden, an dem ins Auge gefassten Pilotprojekt mit der Bundesagentur weiter aktiv mitzuwirken. 
Mittelfristig muss aber auch daran gearbeitet werden, die Auslandsvertretungen in solche Kommunikationsstrukturen einzubeziehen, spielen sie doch wegen der Visumerteilung im gesamten Ablauf des Verfahrens eine wichtige Rolle.   

Das Zusammenwirken mit der Arbeitsagentur steht auch in engem Zusammenhang mit der  im Aufenthaltsrecht erstmalig vorgenommenen Umsetzung der Idee des One-Stop-Governments.
Aus Sicht der Antragsteller ist dieser Vorteil in den Fällen spürbar, in denen wegen der gesetzlichen Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit die Ausländerbehörde den Aufenthaltstitel ohne weitere Rückfragen erteilen kann. In Beteiligungsfällen gilt dies weniger.  Da die Beteiligung der BA auch bei guter Zusammenarbeit zwangsläufig einen gewissen Zeitaufwand zur Folge hat, muss den Antragstellern eine vorläufige Bescheinigung nach § 81 AufenthG ausgestellt werden,  ein erneutes Vorsprechen zur Ausstellung des Aufenthaltstitels bleibt erforderlich.  „One-Stop“ bedeutet hier also nur „ eine Behörde“, nicht aber Zeitgewinn. 
Insgesamt ist aber die Neuregelung von den Ausländerinnen und Ausländern im gesicherten Aufenthalt durchaus akzeptiert und überwiegend, jedenfalls soweit  ein Vergleich mit dem früheren System durch eigenes Erleben noch gezogen werden konnte, auch begrüßt worden.
Ganz anders stellt sich die Auswirkung des One-stop-Governments bei den geduldeten  Personen und Asylbewerbern dar.

Hier ist zunächst festzustellen, dass – wohl nicht zuletzt durch die Einführung des ALG II – sich die Bewerberlage für die bisher von diesem Personenkreis typischerweise nachgefragten  Arbeitsplätze deutlich geändert hat. Fanden sie früher noch Arbeiten, die schmutzig, schlecht bezahlt oder zeitlich ungünstig und deshalb für Andere, Deutsche oder privilegierte Ausländer, nicht interessant waren,  sehen sie sich nun der Konkurrenz eben dieser Personen gegenüber, die selbst auch unter einem höheren Druck zur Annahme solcher Arbeiten stehen. Diese Bewerber haben zudem aus Sicht der Arbeitgeber den Vorteil, das sie ohne weitere bürokratische Notwendigkeiten beschäftigt werden können – Inhaber von Duldungen und Aufenthaltsgestattungen hingegen müssen auch noch die aufenthaltsrechtliche Erlaubnis einholen.
Diese Änderung der Situation hat dazu geführt, dass sich die Beschäftigungsmöglichkeiten im Wesentlichen auf die Branchen Gastronomie und Reinigungsgewerbe reduziert haben. 

Nach der alten Rechtslage konnte allgemein aufenthaltsrechtlich die  Erlaubnis zur Aufnahme einer Beschäftigung von der Ausländerbehörde gegeben werden – die konkrete Erlaubnis zur Aufnahme der angestrebten Beschäftigung wurde von der Arbeitsverwaltung geprüft und erteilt. 

Damit bestand die Möglichkeit, bei Änderungen des Arbeitplatzes, des Arbeitgebers, der Arbeitszeiten u.ä. unabhängig von der ausländerbehördlichen Entscheidung unmittelbar die sachkundige Behörde, nämlich die Arbeitsagentur, anzusprechen. 
Ohne die Unternehmen der genannten Branchen unter Generalverdacht stellen zu wollen, ist nach den Meldungen in den Medien und den Mitteilungen von Ermittlungsbehörden der  Eindruck wohl nicht ganz unberechtigt, dass gerade hier hinsichtlich der Arbeitsbedingungen und der Einhaltung tarif- und arbeitsschutzrechtlicher Bestimmungen eine gewisse Sorgfalt und  Sachkenntnis bei der Beurteilung der Arbeitsverhältnisse nicht verzichtbar sind.   

Eben diese Sachkenntnis ist in den Arbeitagenturen vorhanden;  es war daher häufig möglich, sogleich über die Erteilung der Arbeitserlaubnis zu entscheiden oder bei nicht ausreichenden Angaben der Arbeitgeber diese sogleich nachzufordern und zu einer zeitnahen Entscheidung zu kommen.
Die Stellung der Anträge auf Erlaubnis solcher Beschäftigungen bei der Ausländerbehörde und das anschließende Zustimmungsverfahren führen nun aber zu einer Verfahrensdauer, die nach den bisherigen Erfahrungen nicht selten zur Folge hat, dass der potentielle Arbeitgeber die Geduld verliert und eine andere Person einstellt.  Da diese Gefahr auch den Ausländern mittlerweile durchaus bewusst ist, kommt es zunehmend zu Mehrfachanträgen  oder Anträgen  „auf Vorrat“,  zumeist in der Hoffnung, zumindest mit einem Antrag durchzudringen.  Dies nimmt die Kapazitäten bei Ausländerbehörden und Arbeitsagentur unnötig in Anspruch und erhöht die Verfahrensdauer. Dies setzt letztlich einen Teufelskreis in Gang,  der den Erfolg der Neuregelung in diesem Bereich in Frage stellt.

In Hamburg wird in Absprache der beiden Behörden schon versucht, das Verfahren insofern zu vereinfachen, als wenigstens in Fällen der reinen Verlagerung der ansonsten gleich bleibenden Arbeitszeiten oder einfachen Wechsels des Einsatzortes bei gleich bleibendem Arbeitgeber und Arbeitszeit   eine Beteiligung der Arbeitsagentur nicht mehr erfolgt, sondern die Ausländerbehörde diese Änderungen selbst vornimmt – eine Information der Arbeitsagentur bleibt aber erforderlich und die angesprochenen Kapazitätsverluste werden dadurch nicht entscheidend verhindert.
Aus der Praxis würde es daher begrüßt, wenn die Entscheidung der Ausländerbehörden wieder darauf beschränkt werden könnte,  die ausländerrechtlichen Voraussetzungen für die Arbeitaufnahme festzustellen, also die Erfüllung der Wartezeit von einem Jahr nach § 61 Abs. 2 AsylVfG oder § 10 BeschVerfV sowie das Nichtvorliegen der selbstverschuldeten Abschiebungshindernisse nach § 11 BeschVerfV. Diese Voraussetzungen sollten in Duldung oder Aufenthaltsgestattung vermerkt werden.
Bei der beschriebenen besseren Sachkunde der Arbeitsagenturen wäre es sinnvoll, wenn diese den arbeitserlaubnisrechtlichen Teil entschieden und in dem auch jetzt schon benutzten Beiblatt vermerkten. Bei Änderungen der Arbeitszeiten oder des Arbeitgebers oder der Tätigkeit sollten die Arbeitsagenturen dann auch direkter Ansprechpartner und Entscheidungsträger sein. Es ließe sich so für die Verwaltung ein erheblicher Zeitgewinn mit Einsparung von Arbeitsaufwand erreichen, ohne die Qualität der Entscheidung und die Überwachungsintensität zu verschlechtern. Für die Betroffenen und die Arbeitgeber wäre ein Plus an Planungssicherheit und Flexibilität erreicht.
Ein weiterer bemerkenswerter Paradigmenwechsel im Ausländerrecht ist eingetreten durch die Neuregelung für erfolgreiche Studienabsolventen. Da früher ihr Aufenthalt als Maßnahme der Entwicklungshilfe betrachtet wurde, war es nur folgerichtig, nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung die Rückkehr in den Herkunftsstaat durchzusetzen, um die Anwendung des Erlernten zugunsten der Herkunftsstaaten zu erreichen. Nachdem sich diese Erwartung zunehmend nicht mehr erfüllte und die Absolventen, statt in die Herkunftsländer zurückzukehren,  vorzugsweise ihre in der Bundesrepublik erlangte Qualifikation   in anderen  westlichen Ländern zum Aufbau einer Karriere nutzten,  war es konsequent, im „Wettbewerb um die besten Köpfe“ solchen erfolgreichen und Erfolg versprechenden Nachwuchskräften auch Beschäftigung und Verbleib in der Bundesrepublik zu ermöglichen. In der Praxis wird diese Möglichkeit häufig in Anspruch genommen,  nach kursorischem Überblick besonders von Absolventen technischer Fächer. 
In Zusammenhang mit der Möglichkeit der einjährigen Suche nach einem adäquaten Arbeitsplatz  kann auch in der praktischen Umsetzung dieser Neuerung von einem Erfolg ausgegangen werden.
Dieser neuen Zielvorstellung und ihrem  Erfolg ist aber auch geschuldet, den grundsätzlichen Ausschluss eines Wechsels im Aufenthaltszweck durchzusetzen und den immer wieder auftretenden Versuchen zu wehren, aus einer zunächst begonnenen Ausbildung, besonders auf einfacherem Niveau, in eine Erwerbstätigkeit zu wechseln. 
Eine jedenfalls in Hamburg zu beobachtende Häufung von Fällen, in denen besonders chinesische Sprachkursteilnehmer  und Studenten versuchen, ohne auch nur ansatzweise Erfolge in ihrer Ausbildung in eine selbständige Tätigkeit oder Tätigkeit als Geschäftsführer eher fragwürdiger Kleinunternehmen zu wechseln, hat mittlerweile bei den Ausländerdienststellen und den Kammern zu Besorgnis geführt.

Von hier ist der Bogen zu schlagen zu einer Betrachtung der neuen Regelungen für Selbständige:
Schon in den ersten Erörterungen der Entwürfe zu Zuwanderungsgesetz war aus der Sicht der Praxis Skepsis geäußert worden, ob die Anforderung des Nachweises einer Investitionssumme von mindestens einer Million Euro plus der Schaffung von mindestens zehn Arbeitsplätzen ein geeigneter Maßstab für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis wäre. 

Eine zwar nicht völlig repräsentative, aber gleichwohl beeindruckende Umfrage beim Erfahrungsaustausch der großen Ausländerbehörden im Oktober 2005 hat dann ergeben, dass es praktisch nirgendwo zu einer Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gekommen ist an Personen, von denen die genannte Anforderung erfüllt wurde.    
Es muss befürchtet werden, dass diese Vorgabe, mag sie unter wirtschaftspolitischen Aspekten auch sinnvoll und berechtigt sein,  mangels tatsächlich eintretender Anwendungsfälle ausländerrechtlich weitgehend  leer läuft. Es dürfte eher einer politischen als einer ausländerbehördlichen Bewertung unterliegen, ob bei dieser bisher eingetretenen und weiter erwarteten  Folge diese Regelung jedenfalls in der aktuellen Form sinnvoll ist. 

Die Wirkung der strengen Vorgabe geht aber noch über den beschriebenen Umfang hinaus,  

wenn die genannten Voraussetzungen, wie sie wohl derzeit vom BMI interpretiert werden, zugleich auch für die nach dem Gesetz möglichen Ausnahmen aus Gründen eines übergeordneten wirtschaftlichen Interesses oder regionalen Bedürfnisses als Bewertungsmaßstab wiedereingeführt werden. Dann kann und wird es ausländerrechtlich nur noch in sehr eingeschränktem Maße zur Gewährung eines Aufenthaltsrechtes kommen können für Personen, die sich hier als Selbständige niederlassen wollen.  
Bei den o.g. Studienabbrechern wird eine restriktive Behandlung sicher eine hohe Berechtigung haben, würde sie doch helfen, Missbräuche und so genannte „Kümmerexistenzen“ mit alsbald drohender Pleite und Sozialhilfebedarf  zu vermeiden. Andererseits gibt es aber  auch eine große Zahl von mittleren Unternehmen überwiegend im Bereich des Handels und der Dienstleistungen, die unter diesen Bedingungen einen Start nicht hätten schaffen können, jetzt aber durchaus erfolgreich arbeiten.  Aus Sicht einer Ausländerbehörde sollte es daher mehr darauf ankommen, wie denn die fachlich kompetenten Behörden und Institutionen, vor allem Handels- und Handwerkskammern, die Erfolgsaussichten solcher angestrebten Aufenthalte beurteilen. 

Soweit in einem evtl. neuen Absatz 6 des § 21 der Zweckwechsel aus einer anderen Aufenthaltserlaubnis ermöglicht werden soll, wird der oben erwähnte Personenkreis der erfolgreichen Ausbildungsabsolventen zu erinnern sein. Auch hier wird es Erfolg versprechende Personen und Ideen geben, die durchaus mit wertvollen Innovationen verbunden sein können, aber als kleine Unternehmung beginnen müssen und die Hürde der geforderten Investitionen und Arbeitsplatzschaffung keinesfalls erreichen können. Hier sollte  das Ausländerrecht nicht als Verhinderungsinstrument wirksam werden. 

Eine weitere und massiv beklagte Schwierigkeit in der praktischen Gesetzesanwendung bereitet die in ihrer Absicht durchaus zu begrüßende Anforderung, dass über 45jährige Antragsteller über eine angemessene Altersversorgung verfügen sollen ( § 21 Abs.3 AufenthG).  

Der einfache Hinweis, als Maßstab für die Untergrenze einer angemessenen Versorgung könne die gesetzliche Mindestrente herangezogen werden, hilft aber in der Praxis nicht. Schon zum Ausländergesetz `90 ( z.B. §  27 Abs. 2 Nr. 3 ) war es nicht gelungen, praktikable und nachvollziehbare Maßstäbe für die Vergleichbarkeit von staatlichen und privaten Vorsorgeleistungen  zu entwickeln.  Dieser Mangel ist durch das Zuwanderungsgesetz nicht behoben worden ( vgl. die gleich gebliebene Formulierung in § 9 Abs. 2 Nr. 3 AufenthG ) und in den ersten bekannten Entwürfen zu einem 2.Änderungsgesetz offenbar auch nicht  aufgegriffen worden.
In der Praxis wird kolportiert, dass Ausländerbehörden zur Vermeidung von Streitigkeiten und wegen der eigenen Argumentationsnot auf die Erfüllung dieser Forderung oder eine Nachprüfung  schlicht verzichten und/oder sich z.B. mit dem Nachweis einfacher Lebensversicherungsverträge begnügen. Diese „Notwehr“ belegt die Dringlichkeit einer Verbesserung der Vorgaben – denn bei aller Verständlichkeit enthält sie Risiken, die nicht hingenommen werden sollten. 
Eine weitere fehlende, aber hier mit dem 2.Änderungsgesetz offenbar beabsichtigte Regelung betrifft die Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit.  Auch hier gilt, dass Bedingungen für einen Wechsel aus einem andern Aufenthaltstitel und für die Altersicherung hinreichend konkret und umsetzbar sein müssen. 
Zusammenfassend kann aus der Praxis zur Systematik der neuen Regelungen zur Arbeitsmigration ein überwiegend positives Echo gemeldet werden. Inhaltlich sind zu bestimmten Fallkonstellationen Lösungen möglich, die früher nicht realisierbar waren.   Zur praktischen Umsetzung wird vielfach eine Nachbesserung der Vorgaben gewünscht. Die Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung ist durchaus gut, technische Unterstützung könnte sie noch vereinfachen und verbessern – zum Nutzen nicht nur der Verwaltung, sondern der betroffenen Antragsteller. 
Besonders begrüßt würde es, wenn wie in dieser Veranstaltung die Erfahrungen der Anwender Gehör und bei der Weiterentwicklung der Vorschriften Berücksichtigung finden könnten.  

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
